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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Zulassungs- und Eichgebühren bei Gaszählern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Richtlinie des Rates vom 26. Juli 1971 zur An- 
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa- 
ten betreffend gemeinsame Vorschriften über Meß- 
geräte sowie über Meß- und Prüfverfahren hat die 
Verfahren für die EWG-Bauartzulassung und Erst- 
eichung festgelegt. 

Der Rat hat mehrere Richtlinien über die tech- 
nischen Vorschriften erlassen, die bestimmte Meß- 
gerätearten bei den in der vorgenannten Richtlinie 
festgelegten Prüfverfahren erfüllen müssen. 

Die Unterschiede zwischen den in den einzelnen 
Mitgliedstaaten für die Prüfung der Meßgeräte er- 
hobenen Zulassungs- und Eichgebühren sind be- 
trächtlich. Sie sind die Folge untereinander abwei- 
chender Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten und, indem sie zu Wettbewerbs- 
verzerrungen führen, beeinflussen sie unmittelbar 
das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes. Es 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 202 
vom 6. September 1971, S. 1 


ist deshalb erforderlich, die Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten anzugleichen. 

Eine Angleichung der Sätze bei allen Meßgeräten, 
für die gemeinschaftliche Rechtsvorschriften betref- 
fend die Gestaltung und den Betrieb schon bestehen, 
wäre schwierig und langwierig. Es empfiehlt 
sich, diese Harmonisierung vorerst auf die für Gas- 
zähler geltenden Sätze zu beschränken. In der Tat 
sind die Unterschiede zwischen den für die Prüfun- 
gen dieser Meßgeräte erhobenen Sätze von einem 
Mitgliedstaat zum anderen beträchtlich. 

Unter diesen Umständen kann die Festlegung von 
Mindestgebühren in einer ersten Phase die Wett- 
bewerbsverzerrungen zwischen den Mitgliedstaaten 
vermindern — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Diese Richtlinie betrifft die von den zuständigen 
Behörden erhobenen Gebühren für die Prüfungen 
(EWG-Bauartzulassung und EWG-Ersteichung), die 
an Volumengaszählern gemäß der Richtlinie des 
Rates 7 1/3 18/EWG vom 26. Juli 1971 zur Rechts- 
angleichung der Mitgliedstaaten über Volumengas- 
zähler vorgenommen werden, sowie die Gebühren 
für gleichwertige innerstaatliche Maßnahmen. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 genannten Gebühren müssen unter 
den in Artikel 3 vorgeschriebenen Bedingungen den 
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im Anhang dieser Richtlinie festgelegten Werten 
mindestens gleich sein. 

Artikel 3 

Während eines Zeitraums von drei Jahren nach Be- 
kanntgabe dieser Richtlinie an die Mitgliedstaaten 
dürfen die in den Mitgliedstaaten erhobenen Gebüh- 
ren um 50 V. H. unter dem im Anhang festgelegten 
entsprechenden Wert liegen. 

Während eines sich daran anschließenden Zeitraums 
von drei Jahren dürfen die in den Mitgliedstaaten 
erhobenen Gebühren um 20 v. H. unter dem fest- 
gelegten Wert liegen. 

Artikel 4 

Auf Vorschlag der Kommission prüft der Rat den 


Anhang dieser Richtlinie im Hinblick auf seine 

etwaige Änderung. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie binnen 18 Monaten nach ihrer 
Bekanntgabe nachzukommen, und setzen die 
Kommission unverzüglich hiervon in Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommission der Wortlaut der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften übermittelt wird, die sie auf 
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet er- 
lassen. 

Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
28. Juni 1974 - 1/4 - 680 70 - £ - Ga 5/74; 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 10. Juni 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Anhang 


I. Die für die Prüfungen der EWG-Bauartzulassung I 
von Volumengaszählern erhobenen Mindestge- 1 
bühren müssen dem in der folgenden Tabelle für | 
die jeweilige Gaszählerart in Rechnungseinhei- i 
ten (RE) angegebenen Wert gleich sein. 

Volumengaszähler Wert in RE 

Volumengaszähler mit 250 

beweglichen Trennwän- 
den 

Drehkolbengaszähler 750 

und Turbinenradgas- 
zähler 

II. Die für die Prüfungen der EWG-Ersteichung 
von Volumengaszählern erhobenen Mindestge- 


bühren müssen dem in der folgenden Tabelle 
für den jeweiligen Maximaldurchfluß (Qmax) die- 
ser Zähler in Rechnungseinheiten (RE) angegebe- 
nen Wert gleich sein. 


Bezeichnung Maximaldurch- Wert 
der Zähler fluß Qmax in m^/h in RE 


1,6-2, 5-4-6 

Qmax 


10 

1 

10-16-25 

Qmax 


40 

3 

40-65-100 

Qmax 


160 

12 

160-250 

Qmax 


400 

24 

400-650-1000- 

1600 

Qmax 


2500 

40 

2500 und darüber 

Qmax 

> 

2500 

60 
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Begründung 

L Vorgeschichte 

Die Beseitigung der technischen Handelshemmnisse 
für Meßgeräte und die sich daraus ergebende ge- 
genseitige Anerkennung der Prüfungen gaben eini- 
gen Regierungen seit langem Anlaß zu der Befürch- 
tung, daß die Unterschiede in den von den Mit- 
gliedstaaten erhobenen Gebühren für die Gemein- 
schaft sprüfungen die Ursache ungleicher Wettbe- 
werbsbedingungen sind. 

Bereits am 26. Juli 1971 hat der Rat bei Erlaß der 
Rahmenrichtlinie über Meßgeräte sowie über Meß- 
und Prüfverfahren folgende Erklärung in sein Pro- 
tokoll auf genommen: 

„Der Rat stellt fest, daß die Einführung der EWG- 
Bauartzulassung und der EWG-Ersteichung wegen 
der erheblichen Unterschiede zwischen den Tarifen 
der einzelnen Mitgliedstaaten für die bei der Prü- 
fung von Meßgeräten erhobenen Abgaben und Ge- 
bühren zu ungleichen Wettbewerbsbedingungen 
führen und somit den Handelsverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten negativ beeinflussen könnte. Damit 
der Rat sobald wie möglich einen Beschluß in die- 
ser Frage fassen kann, bittet er deshalb die Kom- 
mission zu untersuchen, welches die zweckmäßigste 
Struktur des Tarifs wäre, der von den für die Prü- 
fung von Meßgeräten zuständigen Behörden der Mit- 
gliedstaaten anzuwenden wäre, und ihm unter Be- 
rücksichtigung der Stellungnahme des Ausschusses 
für Handelspolitik Vorschläge im Rahmen der Be- 
stimmungen des Vertrags zu unterbreiten, die dar- 
auf abzielen, diese mit dem ordnungsgemäßen Funk- 
tionieren des Gemeinsamen Marktes unvereinbaren 
ungleichen Wettbewerbsbedingungen zu verhin- 
dern." 

Im folgenden Jahr beauftragte die Kommission einen 
Sachverständigen mit einer vergleichenden Unter- 
suchung der Abgaben und Gebühren, die von den 
Mitgliedstaaten bei der Prüfung von Meßgeräten er- 
hoben werden. Diese Untersuchung ist noch nicht 
abgeschlossen, doch wurde der Kommission am 29. 
Juni 1973 ein vertraglich vorgesehener Zwischen- 
bericht vorgelegt und an die einzelnen Sachverstän- 
digen der Mitgliedstaaten verteilt. 

Aus diesem ersten Bericht geht jedoch eindeutig 
hervor, daß die von den einzelnen Mitgliedstaaten 
erhobenen Gebühren bei der Bauartzulassung wie 
auch der Ersteichung sehr stark variieren (häufig 
um das SOfache und zuweilen eindeutig mehr). 

Diese Unterschiede lassen sich wie folgt erklären: 

a) In erster Linie damit, daß einige zuständige 
Stellen nach dem Grundsatz der Selbstfinanzie- 
rung aufgebaut sind, während die meß technischen 
Prüfungen in anderen Mitgliedstaaten als öffent- 
liche Dienstleistungen gelten. Im letztgenannten 
Fall besteht kein genauer Zusammenhang zwi- 
schen den Kosten der Dienstleistung und der er- 
hobenen Gebühr. 

2) Richtlinie Nr. 71/316/EWG - Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften Nr. L 202/1 vom 6. September 
1971 


b) Ferner damit, daß in verschiedenen Staaten die 
Aufteilung zwischen den Gebühren für die Bau- 
artzulassung und die Ersteichung der Geräte 
einerseits (einzige Versuche einer teilweisen 
Harmonisierung auf Gemeinschaftsebene) und 
den Gebühren für die von den gleichen Stellen 
regelmäßig durchgeführten Prüfungen unter- 
schiedlich ist. So kann beispielsweise in einem 
Land im Vergleich zu den übrigen Mitgliedstaa- 
ten für eine Geräteart für die Ersteichung eine 
relativ hohe Gebühr und für die regelmäßigen 
Prüfungen eine relativ niedrige Gebühr erhoben 
werden. 

c) Schließlich damit, daß die Gebühren nicht genau 
der gleichen Dienstleistung entsprechen: in eini- 
gen Mitgliedstaaten ist die amtliche Prüfstelle 
Eigentümer des für diese Prüfung benötigten 
Materials. Sie muß sich somit die Abschreibung 
dieses Materials und das Wartungspersonal be- 
zahlen lassen. In anderen Staaten liefert der Her- 
steller die Anlage und sorgt für ihren Betrieb, 
während der Staat nur das Personal für die Prü- 
fungen stellt. Es kann sogar der Fall eintreten, 
daß er dieses Prüfrecht offiziell Privatpersonen 
überträgt, natürlich vorbehaltlich einer Überwa- 
chung durch seine Stellen. Es erwies sich somit als 
besonders schwierig, dem Ersuchen des Rates nach- 
zukommen, und die Diskussionen der Sachver- 
ständigen der Mitgliedstaaten auf der Ebene der 
Kommission waren noch weit von einer Eini- 
gung entfernt. Im übrigen ist festzustellen, daß 
die Mitgliedstaaten mit hohen Gebühren einer 
Senkung ihrer Tarife mit wenig Begeisterung 
entgegensehen - denn damit würden ihre Ein- 
nahmen verringert und der Ausgleich ihres Haus- 
halts gestört - während die Mitgliedstaaten mit 
einem relativ niedrigen Niveau dieser Tarife 
einer stärkeren Anhebung grundsätzlich ableh- 
nend gegenüberstehen würden, die von der 
Öffentlichkeit in der gegenwärtigen Inflation un- 
günstig aufgenommen werden würde. 

Der Rat hat jedoch bei Erlaß der Richtlinie über 
Wägestücke von höheren Genauigkeitsklassen als 
der mittleren Genauigkeit am 4. März 1974 sein 
Bedauern zum Ausdruck gebracht, daß die Anstren- 
gungen der Kommission auf diesem Gebiet noch 
nicht zu einem Ergebnis geführt haben, und hat 
folgende Erklärung in sein Protokoll auf genommen: 

„Der Rat hatte bei der Genehmigung der Richtlinie 
betreffend die Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über gemeinsame Bestimmun- 
gen für Meßgeräte und Meß- und Prüfverfahren 
am 26. Juli 1971 festgestellt, daß diese Richtlinie 
Probleme wie insbesondere die ungleichen Wettbe- 
werbsbedingungen, die sich aus den zuweilen er- 
heblichen Unterschieden zwischen den Tarifen der 
einzelnen Mitgliedstaaten für die bei der Prüfung 
von Meßgeräten erhobenen Abgaben und Ge- 
bühren ergeben können und die folglich den Han- 
delsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten negativ 
beeinflussen könnten, nicht regelt. Damit der Rat 
sobald wie möglich einen Beschluß in dieser Frage 
fassen konnte, hatte er deshalb die Kommission ge- 
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beten zu untersuchen, welches die zweckmäßigste 
Struktur des Tarifs wäre, der von den für die Prü- 
fung von Meßgeräten zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten anzuwenden wäre, und ihm unter 
Berücksichtigung der Stellungnahme des Ausschus- 
ses für Haushaltspolitik Vorschläge im Rahmen der 
Bestimmungen des Vertrags zu unterbreiten, die 
darauf abzielen, diese ungleichen Wettbewerbsbe- 
dingungen zu verhindern [vgl. Dok. R/ 1549/71 (ECO 
159)]. 

Der Rat stellt fest, daß die Kommission noch keine 
Vorschläge in dieser Frage vorgelegt hat, und er- 
sucht sie nachdrücklich, ihre Arbeiten zu beschleu- 
nigen, damit sie dem Rat vor dem 1. Juli 1974 einen 
ersten Vorschlag für bestimmte Gruppen von Meß- 
geräten vorlegen kann." 

Aus diesem Grund hat die Kommission mit Hilfe 
der Gruppe der Regierungssachverständigen folgen- 
den Vorschlag ausgearbeitet. 

Dieser Vorschlag betrifft lediglich Gaszähler und 
legt eine Mindestgebühr fest, die nach einer Über- 
gangszeit erreicht sein muß. Es ist überflüssig, für 
diese Gebühren einen Höchstsatz festzulegen, denn 
Mitgliedstaaten, die zu sehr von dem festgelegten 
Mindestsatz abweichen, gehen das Risiko ein, daß 
die Hersteller sich an die Stellen der anderen Mit- 
gliedstaaten wenden. Solange jedoch die Unter- 
schiede nicht so groß sind, daß sie ein Anreiz für 
die Hersteller sind, sich an die Stellen anderer 
Länder zu wenden, anstatt an diejenigen, die auf- 
grund des Standorts der Fabrik oder der Bestim- 
mung der Erzeugnisse normalerweise gewählt wer- 
den müßten, sind sie bedeutungslos, und das Ziel 
der Richtlinie wird erreicht. 

Eine Übergangszeit ist vorgesehen, um zu vermei- 
den, daß die Mitgliedstaaten die geltenden Sätze 
zu plötzlich und zu stark ändern müssen. 

Diesen Grundsätzen haben die meisten Sachver- 
ständigen zugestimmt. Die Sachverständigen eines 
Mitgliedstaates haben jedoch die ausdrücklichsten 
Vorbehalte zu diesem Vorgehen erhoben. Ihres Er- 
achtens hätte man zunächst die Politik für den ge- 
samten Bereich der Meßgeräte definieren müssen 
und erst anschließend Einzelrichtlinien für ihre An- 
wendung Vorschlägen dürfen. Angesichts des sehr 
genauen Zeitplans, um dessen Einhaltung der Rat 
die Kommission ersucht hat, waren die anderen 
Sachverständigen hingegen der Meinung, daß es 
nicht wünschenswert sei, eine derartig allgemeine 
Behandlung des Problems ins Auge zu fassen. 
Außerdem werden jedes Jahr in der Gemeinschaft 
mehrere Millionen Gaszähler in Verkehr gebracht 
und die Tragweite dieses Richtlinienvorschlags ist 
keineswegs gering. Wird dieser Vorschlag vom Rat 
in seiner gegenwärtigen Form angenommen, so 
kann das Schema für die Festlegung der Gebühren 
für die Prüfung anderer Gerätearten zugrunde ge- 
legt werden. 

Mit der einstimmigen Unterstützung der hinzugezo- 
genen Sachverständigen hielt die Kommission es 
im übrigen für erforderlich, daß die angegebenen 
Mindesttarife nicht nur für die im Anhang beschrie- 


benen Gemeinschaftsprüfungen erhoben werden, 
sondern auch für die diesen Prüfungen entsprechen- 
den einzelstaatlichen Maßnahmen. 

Anderenfalls könnte nämlich ein Mitgliedstaat be- 
trächtlich niedrigere Sätze für die Bauartzulassun- 
gen und Ersteichungen mit nationaler Bedeutung 
festsetzen, was zu einer Diskriminierung der einge- 
führten Waren und einer Wettbewerbsverzerrung 
zugunsten der Hersteller des betreffenden Landes 
führen würde. 

Zu bemerken ist jedoch, daß mehrere Sachverstän- 
dige, und zwar aus genau entgegengesetzten Grün- 
den, der im Anhang genannten Höhe der Mindest- 
gebühren nicht zugestimmt haben. 

Einige dieser Sachverständigen waren der Auffas- 
sung, daß die tatsächlichen Kosten der Prüfung be- 
trächtlich höher seien als die Vorschläge der Kom- 
mission. Die Kommission glaubte aber nicht, eine 
Harmonisierung aufgrund ihrer' Schätzungen Vor- 
schlägen zu dürfen, da dies zu sehr viel höheren 
Werten geführt haben würde, als alle gegenwär- 
tig in den Mitgliedstaaten üblichen Tarife. Andere 
Sachverständige dagegen, die an dem Begriff des 
öffentlichen Dienstes festhalten, wollten die in ihrem 
Land geltenden sehr niedrigen Sätze ungefähr bei- 
behalten. Zur Rechtfertigung dieser zuweilen vor 
vielen Jahren festgelegten Sätze gab es aber kaum 
andere als historische Gründe. 

Die Kommission hat daher Tarife vorgeschlagen, die 
ihres Erachtens bei der Prüfung des Richtlinienvor- 
schlags durch den Rat als Diskussionsgrundlage 
dienen können. Diese Tarife entsprechen nach An- 
sicht der Kommission den durchschnittlichen Kosten 
für die Leistungen des mit der Begutachtung und 
Prüfung beauftragten Fachpersonals. Wenn die Be- 
hörde den Herstellern die erforderliche Anlage zur 
Durchführung dieser Prüfungen sowie des Personals 
für den Betrieb dieser Anlage zur Verfügung stellt, 
könnte eine zusätzliche Gebühr erhoben werden. 
Angesichts der unterschiedlichen wirtschaftlichen, 
finanziellen und sozialen Verhältnisse der Mitglied- 
staaten ist es jedoch offensichtlich unmöglich, ge- 
nauer anzugeben, wie hoch diese Gebühr sein soll, 
oder - angesichts der Unterschiede in den amtlichen 
Methoden wie sie berechnet werden soll. Nach 
den eingeholten Informationen dürfte diese Gebühr 
allein jedoch nicht geeignet sein, die angewandten 
Tarife derart zu ändern, daß sich das Problem der 
ungleichen Wettbewerbsbedingungen erneut stellt. 
Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die Kommis- 
sion die Möglichkeiten einer Harmonisierung der 
für die Prüfung anderer Gerätearten erhobenen Ge- 
bühren prüfen wird, sobald ihr der Schlußbericht 
über die Untersuchung vorliegt. 

Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialaussdiusses 

Gemäß Artikel 100 Absatz 2 des Vertrags muß die 
Stellungnahme dieser beiden Gremien eingeholt 
werden, da die Durchführung der vorgesehenen Vor- 
schriften in einigen Mitgliedstaaten eine Änderung 
ihrer Rechtsvorschriften erfordert. 


5 



